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Parlamentarische Initiative

Kuprecht Alex.

Starkung der Kantonsautonomie

bei den regionalen Stiftungsaufsichten
uber das BVG

Initiative parlementaire

Kuprecht Alex.

LPP. Renforcer I'autonomie des cantons
dans la surveillance régionale

des fondations de prévoyance

Vorpriifung — Examen préalable

CHRONOLOGIE
STANDERAT/CONSEIL DES ETATS 14.06.18 (VORPRUFUNG - EXAMEN PREALABLE)

Prasidentin (Keller-Sutter Karin, Prasidentin): Es liegt ein schriftlicher Bericht der Kommission vor. Die Kom-
mission beantragt mit 6 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen, der Initiative Folge zu geben.

Dittli Josef (RL, UR), fir die Kommission: Der Initiant hat diese parlamentarische Initiative am 7. Juni 2016
zusammen mit 30 Mitunterzeichnern eingereicht. Die Initiative verlangt, dass die regionalen und kantonalen
Aufsichtsbehoérden selber Giber die Zusammensetzung ihrer Organe bestimmen kénnen. Der Initiant begriindet
die parlamentarische Initiative damit, dass die Einflussnahme der Oberaufsichtskommission Gber das BVG sich
in den letzten Jahren massiv ausgeweitet habe. Die Eingriffe durch Weisungen, Gleichschaltungsabsichten so-
wie beantragte Verordnungsanderungen hatten massiv zugenommen. Die Einflussnahme bei der Nomination
von Organen der Konkordate nehme bestimmenden Charakter an und verhindere oder verbiete gar die Ein-
sitznahme von Magistratspersonen aus den kantonalen Regierungen in die regionalen Konkordatsréte.

Ihre Kommission hat die parlamentarische Initiative erstmals am 16. November 2016 behandelt und ihr mit 9
zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen Folge gegeben. Ihre Kommission wiinschte sich mittels der Initiative mehr
Klarheit Uber die Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der regionalen und kantonalen Aufsichtsbehérden
gegenlber der Oberaufsichtskommission berufliche Vorsorge. Sie hielt es nicht fir gerechtfertigt, dass die
Oberaufsichtskommission flir organisatorische Fragen Standards festschreibt. Damit ging das Geschéft in die
Schwesterkommission des Nationalrates. Diese lehnte am 11. Mai 2017 mit 16 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltun-
gen den Beschluss der SGK-SR ab und gab der parlamentarischen Initiative keine Folge. Die SGK-NR begriin-
dete ihren Entscheid damit, dass die Unabhangigkeit der Aufsichtsorgane gewahrleistet bleiben und mégliche
Interessenkonflikte vermieden werden sollen. Sie verwies zudem auf das laufende Vernehmlassungsverfahren
zur Modernisierung der Aufsicht in der ersten Saule und zur Optimierung in der zweiten S&ule. Dort schla-
ge der Bundesrat in seinem Erlassentwurf den Ausschluss von kantonalen Regierungsmitgliedern aus den
entsprechenden Aufsichtsgremien vor.

Das Geschéft kam nun wieder zuriick an unsere Kommission. Sie beschaftigte sich am 7. September 2017
erneut mit der parlamentarischen Initiative. Hierzu hérte die Kommission nebst der Oberaufsichtskommission
berufliche Vorsorge auch die Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht an. Angesichts der Tatsache, dass
der Bundesrat an einer Vorlage zur Modernisierung der Aufsicht in der ersten Saule und zur Optimierung in
der zweiten Saule arbeitet und dem Parlament voraussichtlich im Frihjahr 2018 seine Reformvorschlage un-
terbreiten wollte, sistierte die Kommission die parlamentarische Initiative Kuprecht einstimmig in der Meinung,
dieses Anliegen dann im Rahmen der Behandlung der Botschaft einer Lésung zuzufihren.

Nachdem nun die Frist der parlamentarischen Initiative mit dem Ende dieser Session ablaufen wird, die in
Aussicht gestellte Vorlage des Bundesrates zur Modernisierung der Aufsicht aber mehr Zeit benétigt und vor-
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aussichtlich erst im vierten Quartal dieses Jahres vorliegen wird, hat Ihre Kommission nun am 26. April dieses
Jahres mit 6 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen beschlossen, an ihrem Beschluss festzuhalten und dem Rat zu
beantragen, der Initiative Folge zu geben. Ihre Kommission ist vor diesem Hintergrund der Auffassung, dass es
aufgrund von fdderalistischen Uberlegungen keine Veranlassung gibt, vom erstmaligen Entscheid abzuriick-
en. Damit wird auch die Erwartungshaltung gegeniber der bundesratlichen Vorlage zur Modernisierung der
Aufsicht gestéarkt, den Féderalismus hochzuhalten.

Mit dem Entscheid des Sténderates, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben, ginge das Geschaft dann
wieder an den Nationalrat, der je nachdem fir seinen Entscheid wiederum ein Jahr Zeit hatte. Dies wirde es
ihm beispielsweise erlauben, die Behandlung der Initiative zu sistieren und abzuwarten, wie die Botschaft des
Bundesrates bei der Modernisierungsvorlage der Aufsicht aussieht.

Ihre Kommission beantragt lhnen also, der parlamentarischen Initiative "Starkung der Kantonsautonomie bei
den regionalen Stiftungsaufsichten tber das BVG" Folge zu geben.

Der Initiative wird Folge gegeben
Il est donné suite a l'initiative

(%) 17.07.2018 2/2


https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=43633

	Ergänzung / Complément
	Dittli Josef
	Ergänzung / Complément

